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Großherzogthum Baden. 


Verfügung des Großherzoglichen Oberſchulrathes, die Vereinba⸗ 
rung zur Sicherung des Schulbeſuches betreffend. 
Vom 20. Oktober 1877. 

Nachdem die Großh. Regierung mit den Regierungen von 
Preußen, Sachſen, Württemberg, Heſſen und dem Reichslande 
Elſaß⸗Lothringen ſchon früher Vereinbarungen zur Sicherung 
des Schulbeſuches getroffen, iſt dieſelbe neuerdings mit den Re⸗ 
gierungen von 

Mecklenburg⸗Schwerin, Sachſen⸗Weimar, Mecklenburg⸗ 
Strelitz, Oldenburg, Sachſen-Meiningen, Sachſen-Alten⸗ 
burg, Sachſen-Koburg⸗Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Ru⸗ 
dolſtadt, Schwarzburg-Sondershauſen, Reuß ältere Li⸗ 
nie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg⸗Lippe, Lippe, Lü⸗ 
beck, Bremen und Hamburg 
ebenfalls dahin übereingekommen, daß die dem Groherzogthum 
angehörenden Kinder, welche ſich in einem der bezeichneten Bun⸗ 
desſtaaten aufhalten, und die einem der letzteren angehörenden 
Kinder, welche ſich im Großherzogthum aufhalten, nach Maß⸗ 
gabe der im Lande des Aufenthaltes beſtehenden Geſetze, wie 
Inländer zum Beſuche der Schule herangezogen werden ſollen; 
daß dieſe Nöthigung zum Beſuche der Schule ſich nicht 
nur auf die eigentliche Elementarſchule, ſondern, wo daneben 
eine ſogenannte Sonntags- oder Fortbildungsſchule mit obli⸗ 
gatoriſchem Charakter beſteht, auch auf dieſe ſich erſtrecke; 
daß jedoch Kinder, welche ſich durch ein Zeugniß der zu: 


ſtändigen heimiſchen Schulbehörde darüber ausweiſen, daß ſie 


der Schulpflicht, wie fie nach der Geſetzgebung ihrer Heimath 
normirt iſt, vollſtändig Genüge geleiſtet haben, von fernerem 
Schulbeſuche zu entbinden ſind, auch wenn das am Orte ihres 
Aufenthaltes geltende Geſetz eine größere Ausdehnung des ob— 
ligatoriſchen Unterrichtes vorſchreibt. 

In der Vereinbarung mit Hamburg ſind in dem erſten 
Satze die Worte „im Lande des Aufenthaltes“ der Intention des 
Abkommens entſprechend durch die Worte „am Orte des Auf— 
enthaltes“ erſetzt worden. Auch iſt in den auf das Abkommen 
mit Bremen bezüglichen Verhandlungen anerkannt worden, daß 
die Dispenſation eines fremden Kindes auf Grund eines Zeug⸗ 
niſſes ſeiner Heimathsbehörde nur dann eintreten ſolle, wenn 
daſſelbe ſolches erſt nach begonnenem vierzehnten Lebensjahre 
erhalten hat. 


Für die Ausſtellung der Zeugniſſe über die Erfüllung der 


Schulpflicht ſind nach den beſtehenden Beſtimmungen zuſtändig: 


in Mecklenburg-Schwerin: in der Stadt Roſtock die 
Elementarſchulkommiſſion, in der Stadt Wismar die 
Schulkommiſſion, in den anderen Städten und den Flek⸗ 
ken Dargun, Doberau, Daßow der Schulvorſtand, in 
dem Flecken Lübtheen und Zarrenthin die Ortsſchulbe— 
hörde, in der Ortſchaft Neukloſter der Direktor des dor- 


tigen Lehrerſeminars, auf dem Lande der zuſtändige Predi⸗ 


ger als Ortsſchul-Inſpektor; . 

in Sachſen-Weimar: der Ortsſchulaufſeher in 1 
ſchaft mit dem Lehrer; 

in Mecklenburg-Strelitz: in den Städten und dem 
Flecken Mirow die Direktoren beziehungsweiſe Rektoren, im 
Flecken Feldberg der erſte Lehrer, auf dem platten Lande 
die Paſtoren; 

in Oldenburg: der Lehrer gemeinſchaftlich mit dem Lo— 
kalſchul⸗Inſpektor oder dem Vorſitzenden des Schulvorſtandes; 

in Sachſen-Meiningen: der Lehrer gemeinſchaftlich mit 
dem Ortsſchulaufſeher oder in Behinderung des Letzteren mit 
dem Vorſitzenden des Schulvorſtandes; 

in Sachſen-Altenburg: die Schulinſpektionen; 

in Sachſen-Koburg und Gotha: in denjenigen Schu: 
len, denen ein Direktor oder Rektor vorſteht, dieſer, an den 
übrigen Schulen der betreffende Schulvorſtand; 

in Anhalt: der Ortsſchulinſpektor beziehungsweiſe der 
Schuldirigent gemeinſchaftlich mit dem Klaſſenlehrer, welcher den 
entlaſſenen Schüler zuletzt unterrichtet hat, unter Beifügung des 
Dienſtſiegels des Ortsſchul⸗Inſpektors beziehungsweiſe des Schul⸗ 
dirigenten; 

in Schwarzburg-Rudolſtadt: die mit der Lokalſchul⸗ 
aufſicht beauftragten Geiſtlichen der betreffenden Parochie; 

Schwarzburg-Sondershauſen; der Lehrer gemein: 

ſchaftlich mit dem Lokalſchul-Inſpektor; 

in Reuß älterer Linie: der betreffende Lokalſchulinſpektor; 

in Reuß jüngerer Linie: die Schulvorſtände; 

in Schaumburg-Lippe: die Lokalſchulinſpektoren; 

in Lippe: der betreffende Hauptlehrer und der Schulin- 
ſpektor gemeinſchaftlich; 

in Lübeck: der Schulrath; 
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in Bremen: das mit der Spezial-Inſpektion der betref⸗ 
fenden Schule betraute Senatsmitglied; 

in Hamburg: der Direktor, Hauptlehrer oder erſte Lehrer 
der öffentlichen Schule, beziehungsweiſe der Vorſteher der Pri⸗ 
vatſchule in Gemeinſchaft mit dem kompetenten Schulrath oder 
Schul⸗Inſpektor. 

Dies wird zur Darnachachtung bekannt gemacht. 

Karlsruhe, den 20. Oktober 1877. 


Großherzoglicher Oberſchulrath. 
Nokk. 


An 
die Kreisſchulviſitaturen, Gemeinderäthe 
bezw. Schulkommiſſionen, ſowie an 
die Lehrer an Volksſchulen. 
Nr. 17,395. 


Mayer. 


Königreich Preußen. 
Verfügung der Königlichen Regierung zu Schleswig, die durch 
kommiſſariſche Ernennung eines Kreisſchulinſpektors im Haupt⸗ 
amte für die Propſteien Tondern⸗Lügumkloſter und Loh⸗Mögel⸗ 
tondern veranlaßten Veränderungen der Reſſortverhältniſſe in den 

Volksſchulaugelegenheiten dieſer Propſteien betreffend. 

Vom 15. Oktober 1877. 

In Folge der Berufung des Seminarlehrers Burgdorf zum 
kommiſſariſchen Kreisſchulinſpektor für die Propſteien Tondern⸗ 
Lügumkloſter und Loh-Mögeltondern (ſ. Amtsblatt Nr. 1250, 
S. 256) find die Königl. Kirchenviſitatorien der beiden genann⸗ 
ten Propſteien ihrer bisherigen Funktionen als Schulaufſichts⸗ 
und Verwaltungs-Behörden enthoben und es find die bezügli⸗ 
chen Amtsgeſchäfte ſowohl der Kirchenviſitatorien als der Kirchen: 
pröpſte theils auf den Königl. Landrath des Kreiſes Tondern, 
theils auf den Kreisſchulinſpektor übergegangen, theils von uns 
unmittelbar übernommen worden. 

Die demgemäß die Reſſortverhältniſſe in den Volksſchul⸗ 
angelegenheiten der genannten Propſteien regelnden Inſtruktio⸗ 
nen werden hierunter zur Nachachtung für alle Betheiligten mit 
dem Hinzufügen veröffentlicht, daß die bisherigen Befugniſſe 
der Kirchenviſitatorien, ſoweit dieſelben nicht in dieſen Inſtruk⸗ 
tionen dem Kreislandrathe reſp. dem Kreisſchulinſpektor übertra⸗ 
gen ſind, auf die Regierung übergehen. 

Schleswig, den 15. Oktober 1877. 


Königliche Regierung. 
Nr. 1434. glich 8 9 


Inſtruktion für den Königl. Landrath des Kreiſes Tondern, be⸗ 

treffend die Verwaltung der Volksſchul⸗Angelegenheiten in den 

Lande und Fleckens⸗Schuldiſtrikten der Propſteien Tondern⸗Lü⸗ 
gumkloſter und Loh⸗Mögeltondern. Vom 15. Oktober 1877. 


1. Von den bisherigen Verwaltungsbefugniſſen der Kö⸗ 


niglichen Kirchenviſitatorien für die Propſteien Tondern, Lü— 
gumkloſter und Loh⸗Mögeltondern in Schulangelegenheiten wer: 
den fortan die folgenden dem Königl. Landrathe des Kreiſes 
Tondern übertragen: 

a) die Genehmigung des Ankaufs von Schulland und der 
Verpachtung des Schuldienſtlandes über die Dienſtzeit des 
jeweiligen Lehrers hinaus, ſowie die Genehmigung der 
Ausführung von Bauten und Reparaturen der Schul⸗ 
häuſer; 5 
die Beſtimmung der Repartition von Schullaſten, die Ver⸗ 
fügung auf Beſchwerden über die Dienſteinkünfte der Lehrer 
und über Beitragsleiſtung zu den Schullaſten ſowie die 
nächſte Entſcheidung von Streitigkeiten bei Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen an- und abziehenden Lehrern; 


b 


zz 


c) Anordnungen in Betreff der Erhöhung der Emolumente 
der Schullehrer und der Vermehrung der Klaſſen und 
Lehrerzahl; 

d) die Beſtellung der Schulvorſteher und Entſcheidung über 
etwaige Ablehnung der Schulvorſteherſchaft. 

2. Hinſichtlich der Angelegenheiten zu 1 c hat ſich der 
Landrath zuvor mit dem Kreisſchulinſpektor zu verſtändigen und 
in Ermangelung einer Einigung die Entſcheidung der Königli⸗ 
chen Regierung einzuholen. 

Ueberhaupt haben ſich in den Schulangelegenheiten, in de— 
nen Gegenſtände des inneren und des äußeren Schulweſens zu: 
gleich in Frage kommen, Landrath und Kreisſchulinſpektor in 
Benehmen zu ſetzen und event. gemeinſame Verfügung zu tref⸗ 
fen oder gemeinſchaftlich Bericht zu erſtatten. 

Dem Landrathe ſteht es indeſſen frei, über die ihm vor: 
zulegenden Vorſchläge des Kreisſchulinſpektors wegen Wiederbe— 
ſetzung erledigter Lehrerſtellen (ſ. §. 8 der Dienſtinſtruktion des 
Kreisſchulinſpektors) ſeine etwaigen Bedenken der Regierung in 
beſonderem Berichte vorzulegen. 

3. Unter der gemeinſamen Verwaltung des Landrathes 
und des Kreisſchulinſpektors ſtehen ferner: 

a) die Stiftung zur Unterſtützung würdiger und bedürftiger 
Lehrer in den Marſchharden des vormaligen Amtes 
Tondern, 

b) die Edlef Peterſen'ſche Stiftung zur Unterſtützung von 
Lehrerwittwen der Propſtei Tondern, 

c) der Tondern'ſche Schulfonds, 

d) der Fonds aus dem Popſen'ſchen Legate zur Verbeſſerung 
der Lehrerbeſoldungen in den Landſchuldiſtrikten der Prop⸗ 
ſtei Tondern. 

Gleichfalls bilden Landrath und Kreisſchulinſpektor künf⸗ 
tig die Direktion des ſogenannten Diſtrikts-Schulfonds im 
Kreiſe Tondern. | 

4. Im Uebrigen hat der Landrath als Organ der Regie: 
rung das Schulweſen und deſſen Förderung in den Land- und 
Fleckens⸗Schuldiſtrikten des Kreiſes zum beſonderen Gegenſtande 
ſeiner Aufmerkſamkeit zu machen, bei ſeinen Dienſtreiſen von 
den Schulzuſtänden Kenntniß zu nehmen und den Kreisſchulin⸗ 
ſpektor nach Kräften, namentlich auch durch angemeſſene Ein⸗ 
wirkung auf die Schulgemeinden, die Schulvorſtände und er⸗ 
forderlichen Falles auf die Polizeibehörden, zu unterſtützen. 

Insbeſondere liegt ihm auch die Aufficht über das ge⸗ 
ſammte Schulrechnungsweſen und die Einreichung des alljähr⸗ 
lich einzuſendenden Verzeichniſſes der Schulden der Schulge- 
meinden ſowie die Kontrolle über die Polizeibehörden hinſicht⸗ 
lich der Beſtrafung der Schulverſäumniſſe ob. 

Schleswig, den 15. Oktober 1877. 


Königliche Regierung. 


Dienſtinſtruktion für den Königl. Kreisſchulinſpektor Burgdorf in 
Tondern. Vom 15. Oktober 1877. 

8. 1. Der Kreisſchulinſpekter Burgdorf führt auf Grund 
des Schulaufſichtsgeſetzes vom 11. März 1872 als Organ der 
ihm unmittelbar vorgeſetzten Königl. Regierung zu Schleswig 
innerhalb des Bezirkes der Propſteien Tondern⸗Lügumkloſter 
und Loh⸗Mögeltondern die ſtaatliche Aufficht über alle öffentli⸗ 
chen und privaten, von der Abtheilung der Regierung für Kir 
chen⸗ und Schulweſen reſſortirenden Unterrichtsanſtalten. 

In Schulangelegenheiten iſt er dem Kreislandrathe koor⸗ 
dinirt, den Lokal⸗Schulinſpektoren, Lehrern und Lehrerinnen ſei⸗ 
nes Bezirkes, ſowie den Schulvorſtänden in den Land- und 
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Fleckens⸗Schuldiſtrikten vorgeſetzt. Das Schulkollegium der Stadt 
Tondern bleibt nach wie vor mit ſeinen bisherigen Befugniſſen 
der Regierung unmittelbar unterſtellt, jedoch hat der Kreisſchul⸗ 
inſpektor die Schulen der Stadt, mit Ausnahme der Seminar⸗ 
übungsſchule, in gleichem Umfange wie die Land und Fleckens⸗ 
ſchulen ſeiner Reviſion zu unterziehen. 

8. 2. Kraft feines Amtes hat derſelbe darüber zu wachen, 
daß alle für die in Betracht kommenden Schulen geltenden Ge⸗ 
ſetze ſowie allgemeinen und beſonderen Verordnungen und Ver⸗ 
fügungen der zuſtändigen Schulauſſichts⸗Behörden allerſeits ge⸗ 
hörig beachtet und ausgeführt werden. 

Zur Abhilfe wahrgenommener Mängel und Uebelſtände hat 
er nach Maßgabe der erlaſſenen Vorſchriften entweder ſelbſt⸗ 
ſtändig die erforderlichen Anweiſungen zu ertheilen und Ver⸗ 
fügung zu erlaſſen oder die entſprechenden Anträge bei dem 
Landrathe beziehungsweiſe der Regierung zu ſtellen. 

8. 3. Von den Zuſtänden der einzelnen Schulen ſeines 
Aufſichtsbezirkes hat der Kreisſchulinſpektor ſich in beſtändiger 
und genauer Kenntniß zu erhalten. Zu dieſem Zwecke ſind 
insbeſondere ſämmtliche Klaſſen der öffentlichen und privaten 
Schulen feines Bezirkes mindeſtens einmal jährlich, die Schu: 
len, in welchen der Unterricht in däniſcher Sprache ertheilt wird 
oder erſt neuerdings deutſche Unterrichtsſprache eingeführt iſt, 
ſoweit thunlich zweimal im Jahre, einzelne Schulen aber, ſo— 
weit es von der Regierung oder von ihm ſelbſt für erforderlich 
erachtet wird, auch öfter von ihm zu revidiren. Ferner ſteht 
es ihm zu, jederzeit Mittheilungen der Lokal-Schulinſpektoren 
ſeines Bezirkes zu jenem Zweck einzuziehen. 

§. 4. Bei feinen Schulreviſionen hat er vorzugsweiſe fein 
Augenmerk darauf zu richten, ob und inwieweit die allgemeine 
Verfügung über Einrichtung, Aufgabe und Ziel der preußiſchen 
Volksſchule und der Lehrplan für Mittelſchulen vom 15. Okto⸗ 
ber 1872 zur Ausführung gelangt ſind. 

Insbeſondere hat er ſich davon zu überzeugen: 

a) ob Lehrplan, Lektionsplan und das auf Grund des er⸗ 
ſteren vom Lehrer auszuarbeitende Penſenverzeichniß in 
Ordnung ſind; 

b) ob der Lehrbericht von dem Lehrer regelmäßig, vollſtän⸗ 
dig und zweckentſprechend geführt wird; 

c) ob die Schulen mit den erforderlichen Lehrmitteln verſe⸗ 
hen ſind und ob dieſe zweckmäßig aufbewahrt werden; 

d) ob die eingeführten Lehrmittel vorſchriftsmäßig genehmigt, 
gut gehalten und ob alle Kinder mit denſelben verſe⸗ 
hen ſind; 

e) ob der Lehrer zu unterrichten und Disziplin zu halten 
verſteht; 

f) ob in den Schulen mit dänischer Unterrichtsſprache der 
Unterricht im Deutſchen zweckmäßig und mit genauer 
Beachtung der Inſtruktion vom 26. Auguſt 1871 er⸗ 
theilt wird; 

g) ob die nach 8. 75 der allgemeinen Schulordnung vom 24. 
Auguſt 1814 gegründete Schulbibliothek in ordnungsmä⸗ 
ßigem Stande gehalten, namentlich auch mit guten deut⸗ 
ſchen Büchern verſehen wird; 

h) ob der Schulbeſuch regelmäßig iſt, ob die wegen Dispen⸗ 
ſation der Kinder vom Schulbeſuche erlaſſenen Vorſchrif— 
ten genau befolgt und die zur Verhinderung und Beſtra⸗ 
fung der Schulverſäumniſſe getroffenen Beſtimmungen ge⸗ 
hörig beachtet werden; 

i ob in baulicher Beziehung gegen Einrichtung und Aus⸗ 
ſtattung des Schulzimmers und des Schulhauſes nichts zu 


erinnern iſt, ſowie ob Turn- und Spielplatz, Schulbrun⸗ 

nen, Aborte ꝛc. in vorſchriftsmäßigem Zuſtande vorhanden 

ſind und unterhalten werden, insbeſondere auch ob die 

Schullokale ſauber und ordentlich gehalten werden; 

k) ob die Lokalſchulinſpektoren ſich des Schulweſens gehörig 
annehmen und namentlich auch ſich in den Schuldiſtrikten 
mit däniſcher Schulſprache die Ausbildung der Lehrer im 
Deutſchen angelegen ſein laſſen. 
§. 5. Der Kreisſchulinſpektor ift jo befugt als verpflichtet, 

den Lehrern in Beziehung auf Methode und Disziplin Rath 
zu ertheilen. Insbeſondere iſt es ſeine Aufgabe, durch perſön— 
liche Einwirkung auf die Lehrer die zweckmäßige Ertheilung des 
Unterrichtes im Deutſchen in den Schulen mit däniſcher Unter⸗ 
richtsſprache zu fördern. 

8.6. Am Schluſſe des Jahres iſt von ihm ein allgemei⸗ 
ner Verwaltungsbericht über den Zuſtand der Schulen ſeines 
Aufſichtsbezirkes unter beſonderer Berückſichtigung der Schulen 
mit däniſcher Unterrichtsſprache der Regierung einzureichen. 
Dieſem Berichte iſt das vorſchriftsmäßige Verzeichniß der er⸗ 
theilten Dispenſationen vom Beſuche der Sommerſchule, ſowie 
eine Ueberſicht der Schulen, Klaſſen und Lehrerzahl und der 
Zahl der jede Schulklaſſe beſuchenden Schulkinder anzuſchließen. 
Auch iſt eine Aeußerung über die Anleitung und Unterweiſung 
der im Schuldienſte beſchäftigten Präparanden hinzuzufügen. 

Separatberichte über die Reviſion der einzelnen Schulen 
hat derſelbe an die Regierung dann zu erſtatten, wenn eine 
Entſcheidung der letzteren erforderlich iſt oder Mittheilungen von 
beſonderer Wichtigkeit zu machen ſind. 

§. 7. Außer den Schulreviſionen liegt dem Kreisſchulin⸗ 
ſpektor die Beſorgung aller inneren Schul⸗Verwaltungs-Ange⸗ 
legenheiten innerhalb ſeines Aufſichtsbezirkes ob. 

Er hat insbeſondere auch das Lehrerverzeichniß zu führen, 
die vorgeſchriebenen Dienſt-Ab- und Zugangs-Nachweiſungen 
einzureichen (ſ. unſere Verfügung vom 27. März v. J. ad II. 
3226) und die jährliche Ueberſicht über die neu hinzukommen⸗ 
den ſog. Dienſtalterszulagen an Lehrer vorzulegen. 

Ihm ſind von den Lokal-Schulinſpektoren in Gemäßheit 
unſerer Bekanntmachung vom 13. Februar 1869 (Amtsblatt 
Nr. 93 S. 39) sub 2 die Schulverſäumnißliſten vierteljährlich 
zu überſenden, von denen er ſodann auch dem Landrathe be— 
hufs Kontrollirung der Thätigkeit der Polizeibehörden Mitthei⸗ 
lung zu machen hat. 

In allen Schulangelegenheiten aber, in welchen Gegen: 
ſtände des inneren und des äußeren Schulweſens zugleich in 
Frage kommen, haben ſich Kreisſchulinſpektor und Landrath in 
Benehmen zu ſetzen, eventuell gemeinſame Verfügung zu treffen 
oder gemeinſchaftlich Bericht zu erſtatten. 

Unter der gemeinſamen Verwaltung des Landraths und 
des Kreisſchulinſpektors ſtehen ferner: 

a) die Stiftung zur Unterſtützung würdiger und bedürftiger 
Lehrer in den Marſchharden des vormaligen Amtes 
Tondern; 

p) die Edlef Peterſen'ſche Stiftung zur Unterſtützung von 
Lehrerwittwen der Propſtei Tondern; 

c) der Tondern'ſche Schulfonds; 

d) der Fonds aus dem Popſen'ſchen Legate zur Verbeſſerung 
der Lehrerbeſoldungen in den Landſchuldiſtrikten der Prop⸗ 
ſtei Tondern. 

Der Kreisſchulinſpektor hat endlich in Gemeinſchaft mit 
dem Landrathe die Direktion über den |. g. Diſtriktsſchulfonds 
im Kreiſe Tondern zu führen. 
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§. 8. Die Beſetzung der nicht feſt dotirten Unter- und Ne⸗ 
benſchullehrer⸗Stellen liegt dem Kreisſchulinſpektor ob. Er hat 
die für dieſe Stellen anzunehmenden Präparanden zu prüfen 
und für dieſe Prüfung die etwa herkömmliche Gebühr zu 
erheben. 

Für die Beſetzung der ordentlichen Lehrerſtellen in den 
Sand: und Fleckens-Schuldiſtrikten tritt folgendes Verfah⸗ 
ren ein: 

Von eintretender Vakanz einer Lehrerſtelle in den Land— 
ſchuldiſtrikten haben die Lokalſchulinſpektoren dem Kreisſchulin⸗ 
ſpektor ſofort Anzeige zu machen und dieſer hat ſodann das 
Erforderliche wegen interimiſtiſcher Verwaltung der vakanten 
Stelle anzuordnen, die Vakanzanzeige zu erlaſſen und die Be- 
werbungsgeſuche entgegenzunehmen. Nach Ablauf der Mel⸗ 
dungsfriſt find feine Vorſchläge für die Ernennung nach vor 
gängigem Benehmen mit dem Landrathe an die Regierung ein⸗ 
zureichen, welche fortan das Beſetzungs- reſp. Beſtätigungs⸗ 
Recht in den Propſteien Tondern-Lügumkloſter und Loh-Mö⸗ 
geltondern unmittelbar ausübt. 

Bei Beſetzung kombinirter Kirchen- und Schulbedienungen 


(ſ. das Tondern'ſche Schulregulativ vom 28. April 1804 §. 7 


sub 1) iſt die Vakanzanzeige vom Kirchenpropſte zu erlaſſen und 
der Präſentationsvorſchlag vom Kirchenviſitatorium durch Ver⸗ 


mittelung des Kreisſchulinſpektors der Regierung behuſs ihrer 
Zuſtimmung vorzulegen. Von der vollzogenen Wahl der Ge⸗ 
meinde iſt demnächſt der Regierung Seitens des Kirchenviſita⸗ 
toriums Anzeige zu machen. 


Auf gleiche Weiſe iſt der Vorſchlag der Präſentationsbe⸗ 


rechtigten zur Wiederbeſetzung der Küfter- und Lehrerſtelle zu 
Keitum auf Sylt vom Kirchenviſitatorium der Regierung zur 


Ernennung des Lehrers zu übermitteln. Die Beſtallungen wer⸗ 


den ſodann in Gemäßheit des §. 11 der Inſtruktion vom 1. 
Oktober 1873 (Amtsblatt Nr. 1255 S. 299) für die kirchliche 
Bedienung und die Lehrerſtelle geſondert ausgefertigt. 

Im Kirchſpiele Dagebüll und im Flecken Wyck auf Föhr, 
woſelbſt beziehungsweiſe den Hauptpartizipanten der Dagebül⸗ 
ler Köge und dem Fleckens- und Schulvorſtande das Präſen⸗ 
tationsrecht und den Gemeinden das Wahlrecht zuſteht (ſ. das 
Tondern'ſche Schulregulativ a. a. O.), hat der Kreisſchulinſpek⸗ 
tor die Bewerbungsgeſuche den Präſentationsberechtigten zuzu⸗ 
ſtellen und nach ſtattgehabter Wahl die Vokationsurkunde nach 
Benehmen mit dem Landrathe mit ſeinem Berichte der Regie⸗ 
rung zur Beſtätigung vorzulegen. 

Zur Beſetzung erledigter Lehrerſtellen in den Schuldiſtrik— 
ten mit däniſcher Schulgeſetzgebung endlich ſtellt der Kreisſchul⸗ 
inſpektor die Bewerbungsgeſuche der Kirchſpielsvorſteherſchaft zu, 
welche ihm 3 Bewerber in Vorſchlag zu bringen hat. Ueber 
dieſen Vorſchlag hat derſelbe ſich mit dem Landrathe in Ve⸗ 
nehmen zu ſetzen und, falls der Vorſchlag von ihnen für geeig⸗ 
net erachtet wird, die Ernennung eines der präſentirten Lehrer 
bei der Regierung zu beantragen, andernfalls aber den Vor⸗ 
ſchlagß der Vorſteherſchaft unter Angabe der Verwerfungsgründe 
mit der Aufforderung zurückzugeben, innerhalb beſtimmter Friſt 
einen neuen Vorſchlag zu ſtellen. Geſchieht letzteres nicht, ſo 
find ſämmtliche Bewerbungsgeſuche und Verhandlungen der Re⸗ 
gierung zur Entſcheidung einzureichen (ſ. das däniſche Geſetz 
vom 8. März 1856 8. 9). 

Die zur Herbeiführung der Emeritirung eines Volksſchul⸗ 
lehrers nach der Verordnung vom 4. April 1845, betreffend 
die Entlaſſung unfähiger oder unwürdiger Volksſchullehrer auf 


dem Verwaltungswege, erforderlichen Vorverhandlungen ſind 
vom Landrathe und Kreisſchulinſpektor gemeinſam zu führen. 
Schleswig, den 15. Oktober 1877. 


Königliche Regierung. 


Geſchäfts⸗Auweiſung für die mit der öffentlichen Armenpflege 
Berlins betrauten ſtädtiſchen Organe. Vom 6. September 1875. 


(Fortſetzung aus Nr. 49, Spalte 758.) 

§. 149. Extra⸗Unterſtützungen, welche zur Befriedigung 
eines vorübergehenden Bedürfniſſes dienen, können eintretenden 
Falls auch Almoſen- und Pflegegeld-Empfängern neben dieſen 
laufenden Unterſtützungen bewilligt werden. 

Jedoch iſt dabei die größte Sparſamkeit zu beobachten und 
die Veranlaſſung einer ſolchen Unterſtützung in dem Kommiſ— 
ſionsbeſchluß beſonders anzugeben. 

Die Extra⸗Unterſtützung darf nur für dieſen, nicht aber zu 
Gunſten eines anderen Bedürftigen, es ſei ganz oder theilweiſe 
verwendet; das Geld muß vielmehr, wenn zwiſchen der Zeit 
des Antrages und der erfolgten Bewilligung Seitens der Di⸗ 
rektion, die Umſtände des zu Unterſtützenden ſich verbeſſert ha⸗ 
ben und er der Unterſtützung nicht mehr bedarf, an die Haupt- 
Armen⸗Kaſſe zurückgezahlt werden. 


§. 150. Eine Unterſtützung darf von dem Empfänger nur 


zu dem Zwecke, zu welchem er ſie ausdrücklich empfangen, ver⸗ 


| wendet werden, welches zu beaufſichtigen zu den Verpflichtun⸗ 
gen des auszahlenden Mitgliedes gehört. 


Die Extra⸗Unterſtützungen werden in der Regel in unge: 
trennter Summe dem betreffenden Armen gezahlt. 

In dieſem Falle läßt der auszahlende Deputirte ſich über 
den Betrag auf dem dazu vorhandenen Formulare quittiren, 
und beſcheinigt die eigenhändige Unterſchrift oder Unterkreuzung 
des Empfängers unter der Quittung. 

Die Quittungen müſſen in allen Fällen von dem Fami⸗ 
lienhaupte vollzogen werden, da oftmals der Mann die Noth— 
wendigkeit für die feiner Frau gewährte Unterſtützung in Ab- 
rede ſtellt und die Erſtattung verweigert. 

Sollten Abweſenheit, Krankheit oder andere Gründe die 
Ausführung dieſer Vorſchrift nicht möglich machen, ſo ſind dieſe 
Gründe auf der Quittung oder in den Akten anzugeben. 

$. 151. Nicht ſelten ſtellt ſich aber die Nothwendigkeit her: 
aus, den ganzen bewilligten Betrag nicht auf einmal, ſondern 
nach gewiſſen Zeitabſchnitten, z. B. wöchentlich zu zahlen, um 
einer zu ſchnellen Verwendung der ganzen Summe vorzubeu— 
gen und auf einen längeren Zeitraum den Armen zu Hilfe zu 
kommen. 

In den Fällen, in welchen die extraordinaire Unterſtützung 
nur ſucceſſive zur Auszahlung kommt, darf die Quittung über 
den ganzen erſt ſpäter vollſtändig zu zahlenden Betrag von den 
Armen nicht ſofort beim Empfange der erſten Rate ausgeſtellt 
werden. 

Das Kommiſſions-Mitglied, welches die für einen Armen 
beſtimmte Unterſtützung zur Weiterzahlung in kleineren Sum⸗ 
men erhält, beſcheinigt vielmehr den Empfang dadurch, daß es 
feine Unterſchrift der Monats⸗Liquidation bei dem betreffenden 
Poſten beifügt. 

Der Deputirte, welcher die Zahlung zu leiſten hat, läßt 
ſich von dem Empfänger nur Quittung über den demſelben ge— 
zahlten Betrag ertheilen. Es iſt nicht zuläſſig, hierzu das For⸗ 
mular zu benutzen, mit welchem dem Kommiſſions-Mitgliede 
die Unterſtützung überwieſen wird, vielmehr iſt dazu ein belie⸗ 
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biges Blatt zu verwenden, auf welches auch die folgenden Ab⸗ 
ſchlagszahlungen vermerkt und durch den Empfänger quittirt 
werden. 

Erſt, wenn die ganze Summe dem Armen gezahlt worden, 
wird die gedruckte Quittung, welche bei dem Ueberweiſungs⸗ 
Formular ſich befindet, ausgeſtellt, von dem Armen vollzogen, 
rückſichtlich der Unterſchrift deſſelben atteſtirt, dem Vorſteher der 
Kommiſſion zugeſtellt und von dieſem mit dem nächſten Mo⸗ 
nats⸗Berichte eingereicht. Durch Beobachtung dieſer Beſtimmun⸗ 
gen werden die auszahlenden Mitglieder der Kommiſſionen ſich 
in derartigen Fällen gegen ungerechtfertigte An- und Nachfor⸗ 
derungen der Armen, ſowie gegen irrthümliche oder mißtrauiſche 
Meinungen derſelben ſchützen und jederzeit den Nachweis des 
von ihnen Gezahlten führen können. 

§. 152. Durch Beſchluß der Armen⸗-Kommiſſion kann die 
Familie eines Armen auf einen Monat extraordinair bis auf 
Höhe von 15 Mark unterſtützt werden. Die Empfänger von 
Almoſen⸗ und Pflegegeld können neben ihrer laufenden Unter: 
ſtützung gleichfalls in dieſer Höhe eine außerordentliche Beihilfe 
erhalten. Vor Gewährung eines höheren Betrages iſt bei der 
Armen-⸗Direktion Anfrage zu halten. 

In dringenden Fällen iſt auch der Vorſteher berechtigt, mit 
Zuziehung zweier Mitglieder der Kommiſſion, Unterſtützungen, 
jedoch nur bis auf Höhe von 9 Mark, auf einen Monat zu 
bewilligen. 

Es muß jedoch in der nächſten Monats-Konferenz davon 
Nachricht gegeben werden. 

$. 153. Arme hieſige Bürger und Bürgerwittwen, die 
Schulden halber und vorzüglich wegen Miethsſchulden unter 
Exekution ſtehen und die durch den Weg eines Vergleiches mit 
ihren Gläubigern zu retten ſind, können Seitens der Armen⸗ 
Kommiſſionen zur Unterſtützung aus dem Roh de'ſchen oder 
aus dem Henrietten-Fonds, jo lange dieſe nicht erſchöpft 
ſind, bei der Armen-Direktion in Vorſchlag gebracht werden. 

Der Unterſchied der Religion iſt ohne Einfluß, jedoch muß 
der Hilfeſuchende nicht durch Liederlichkeit, Faulheit oder eigene 
Schuld in Verlegenheit gerathen ſein, worüber in Betreff des 
Rohde'ſchen Fonds das Gutachten der Stadtverordneten des 
betreffenden Reviers einzufordern iſt. 

Es genügt bei Miethsſchulden auch ein ſchiedsmänniſcher 
Vergleich, durch welchen der Gläubiger einen Theil ſeiner For⸗ 
derung ſchwinden läßt, der Schuldner aber im Falle der Nicht⸗ 
zahlung des akkordirten Theiles ſich der ſofortigen Exekution, 
reſp. Exmiſſion unterwirft. 

Vor Bewilligung der Zahlung hat die Armen-Direktion 
bei dem Rohde'ſchen Fonds die Zuſtimmung des Kurators die— 
ſer Stiftung einzuholen. 

§. 154. Werden von dem Königlichen Polizei-Präſidium 
Perſonen als der augenblicklichen Unterſtützung dringend be— 
dürftig überwieſen, ſo iſt der Armen-Kommiſſions-Vorſteher 
für den Fall, daß er die Bedürftigkeit anerkennt, ermächtigt, 
nach alleinigem Ermeſſen — alſo auch ohne Zuziehung weite— 
rer Kommiſſions-Mitglieder — vorläufig extraordinaire Unter⸗ 
ſtützungen bis auf Höhe von neun Mark zu verabreichen. 

§. 155. Die Zahlungen an die Armen leiſtet nie der Vor⸗ 
ſteher ſelbſt, ſondern jederzeit das betreffende Mitglied. 

Eine Ausnahme hiervon findet in dem alleinigen Falle 
ſtatt, wenn die Armen-Direktion ausdrücklich verfügt, daß die 
Zahlung durch den Vorſteher erfolgen ſoll. Bei Almoſen-Em⸗ 
pfängern wird die Zahlung wie des Almoſens, jo auch etwai- 
ger extraordinairer oder Natural-Unterſtützungen auf dem Al⸗ 


moſenzettel vermerkt, doch muß der Empfänger bei Bewilligung 
der letztgenannten beiden Arten von Unterſtützungen noch be= 
ſonders auf Form. 19 reſp. 15a quittiren. 

Bei Nicht-Almoſen-Empfängern dagegen ſtellt der Vorſte⸗ 
her eine Zahlungs-Anweiſung auf Formular Nr. 19, der Em⸗ 
pfänger aber eine darunter befindliche Quittung aus, die durch 
das zahlende Mitglied an den Vorſteher abgeliefert wird. 

9. 156. Die verabreichten Unterſtützungen find von den 
Unterſtützten, wenn ſie in beſſere Vermögens-Umſtände kommen, 
zurückzuzahlen, oder aus ihrem Nachlaſſe zu erſtatten. 

In dem Quittungsformulare befindet ſich hierüber eine 
Klauſel, zauf welche der Ausſteller vor der Unterſchrift aufmerk⸗ 
ſam zu machen iſt. Dagegen gelten die aus Wohlthätigkeits⸗ 
Fonds gewährten Unterſtützungen als Geſchenk. 

Es iſt deshalb die in dem Quittungs-Formulare über die 
Verpflichtung zur Erſtattung ſprechende Stelle bei Quittungs- 
leiſtung über Unterſtützungen aus Wohlthätigkeits-Fonds zu 
durchſtreichen. 

§. 157. Unterſtützungen werden theils baar, theils durch 
Ueberweiſung des Erforderlichen in natura geleiſtet. 

Bekleidungsanträge für Kinder von Almoſen- und 
Pflegegeld: Empfängern find bei der Armen-Direktion einzurei⸗ 
chen; dergleichen Anträge dagegen für arme Schulkinder an 
den Verein zur Beförderung des Schulbeſuches armer Kinder 
zu weiſen. 

Kann der Verein wegen unzureichender Mittel dieſe An⸗ 
träge nicht berückſichtigen, ſo werden die Koſten der Bekleidung 
aus den gewöhnlichen Armenfonds beſtritten, worüber die Ar— 
men⸗Direktion Beſtimmung trifft. 

9.158. Einzuſegnenden Kindern, denen Niemand die er⸗ 
forderliche Kleidung anzuſchaffen verpflichtet und vermögend iſt, 
wird das Fehlende von der Armen-Direktion in natura be⸗ 
willigt. 

Seitens der Direktion iſt für die Bekleidung der Konfir⸗ 
manden eine eigene Kommiſſion ernannt, welche halbjährlich 
gegen die Zeit der Einſegnung zuſammentritt. 

Die Anträge auf Konfirmanden-Kleidung werden bei den 
Armen⸗Kommiſſionen angebracht. 

Letztere haben die Bittſteller zunächſt davon in Kenntniß 
zu ſetzen, daß die Verwendung der in natura gelieferten Klei⸗ 
dung zu dem angegebenen Zwecke beaufſichtigt werden wird; 
verbleiben dieſelben alsdann bei ihren Anträgen, ſo iſt der Fra⸗ 
gebogen Nr. 34 ſorgfältig auszufüllen. 

Bei der Prüfung iſt beſonders darauf zu achten, ob die 
erbetene Kleidung theilweiſe ſchon vorhanden iſt. 

Die Fragebogen ſind dem Prediger, von welchem die Ein⸗ 
ſegnung geſchieht, zur Angabe des Tages der Konfirmation zu⸗ 
nächſt verſchloſſen zu überſenden und demnächſt an die Armen 
Direktion und zwar ſpäteſtens 14 Tage vor dem Termine der 
Einſegnung einzuſchicken. 

Die Armen-Kommiſſionen haben die Einſegnungskleider 
niemals ſelbſt anzukaufen oder dazu baare Unterſtützungen zu 
geben, da eine ſolche Ausgabe nicht erſtattet werden könnte. 

§. 159. Zu den in $. 157 gedachten Natural-⸗Unterſtützun⸗ 
gen gehört auch im Winter die Verabreichung von Suppen= 
marken der hier beſtehenden Armenſpeiſungs⸗Anſtalt. 

Dieſe werden von der Armen-Direktion den Kommiſſionen 
überſandt und ſind nur wirklich Dürftigen zu verabreichen. 

Es iſt von den Kommiſſionen genau zu überwachen, ob 
die Speiſemarken, welche nur für die darauf bezeichnete Küche 
und den bemerkten Tag giltig ſind, wirklich verbraucht worden. 


771 Preußen: Geſchüftsanweiſ. f. d. Armenpflege Berlins. V. 6. Septbr. 1875. 


Preußen: Geſchüftsauweiſ. f. d. Armenpflege Berlins. V. 6. Septbr. 1875. 772 


Die Armen⸗Kommiſſionen haben ſpäteſtens am achten Tage 
nach dem Beginne der Suppenvertheilung der Armen-Direktion 
anzuzeigen, ob die ihnen zugegangenen Suppenmarken ſämmt⸗ 
lich an Arme vertheilt, oder die etwa überflüſſigen Marken be- 
nachbarten, auf dieſelbe Küche angewieſenen Armen⸗Kommiſſio⸗ 
nen zur Deckung des dort fehlenden Bedarfes überwieſen wor— 
den find. Außerdem haben dieſelben monatlich einmal wäh— 
rend der Suppenvertheilungs-Periode an die Armen-Direktion 
zu berichten, welches Ergebniß die von ihnen ſelbſt ausgeführte 
Kontrolle über die Verwendung der Suppenmarken Seitens der 
Armen gehabt habe. In welcher Weiſe die Armen-Kommiſſio⸗ 
nen dieſe Kontrolle ausführen wollen, wird ihrem eigenen Er: 
meſſen überlaſſen. Die Direktion der Armen⸗Speiſungs⸗Anſtalt 
wird dem Erſcheinen der Vorſteher und Mitglieder der Armen: 
Kommiſſionen in den Suppenküchen Behufs der Kontrollirung 
der Armen, reſp. der Feſtſtellung und Mitnahme der in den 
Küchen abgegebenen Marken (welche übrigens bei der Ausgabe 
mit dem Kommiſſionsſtempel zu verſehen ſind) kein Hinderniß 
in den Weg legen. 5 

Jedes Kommiſſions-Mitglied hat nach Formular 47 ein 
Verzeichniß der Empfänger der von ihm verausgabten Marken 
zu führen. 

Solchen Perſonen, welche Suppenmarken erhalten, aber 
nicht benutzt haben, iſt jede fernere Unterſtützung zu verſagen. 

8.160. Jährlich pachtet die Armen-Direktion eine Anzahl 
Morgen Ackerland und vertheilt daſſelbe nebſt der erforderlichen 
Saat zur Anpflanzung von Kartoffeln an Leute, die ſonſt im 
Winter vorausſichtlich unterſtützt werden müßten. 

8. 161. Sämmtliche Armen-Kommiſſionen können dazu 
Vorſchläge machen und erhalten gegen Ende des Winters Li- 
ſten und Formulare zugeſandt, in welche fie die Namen derje⸗ 
nigen Perſonen, die ihnen zur Theilnahmen am Kartoffelbau 
geeignet erſcheinen, eintragen. 

Es ſind zunächſt Diejenigen — wenn ſie noch geeignet 
befunden werden — aufzuzeichnen, welche ſchon im vorigen 
Jahre, ſei es von der einen oder anderen Kommiſſion, in glei⸗ 
cher Weiſe bedacht waren. 

Für die übrigen Parzellen werden vorzüglich Familien aus⸗ 
gewählt, die reichlich mit Kindern geſegnet find und nachzuwei⸗ 
ſen vermögen, daß fie die Kartoffel-Ernte wohl ſelbſt verzeb- 
ren und aufbewahren können; ferner Familien, welche friedlich, 
redlich, nicht dem Trunke ergeben und arbeitſam ſind, ihre 
Kinder wohl erziehen und ſie ordentlich zur Schule halten. 

Die Liſten find mit Sorgfalt auszufüllen und es iſt ins⸗ 
beſondere darin zu vermerken, wer von den Vorgeſchlagenen 
bereits im vorigen Jahre berückſichtigt geweſen. 

Die betreffenden Perſonen erhalten die ihnen zugedachte 
Wohlthat unter der Bedingung, einen mäßigen Koſten-Beitrag 
zu zahlen und die beſtehenden Vorſchriften über das Verhalten 
der Pflanzer zu erfüllen. 

Jeder Pflanzer iſt nämlich verpflichtet, zu den Koſten, 
welche die Pachtung des gedüngten Ackers, der Ankauf der 
Saat⸗Kartoffeln, die Bewachung der Ackerſtücke ꝛc. verurſachen, 
einen Betrag zu zahlen, welcher gegenwärtig auf neun Mark 
für das Jahr feſtgeſetzt iſt. x 

Dieſe Summe iſt mit 1 Mark 50 Pf. bei Empfangnahme 
der Saat⸗Kartoffeln und dem nächſt vom 1. Mai an monatlich mit 
1 Mark 50 Pf. gegen Quittung an den Auffeher zu entrichten. 

Die Quittungen find forgfältig bis nach gänzlich beendig— 
ter Angelegenheit aufzubewahren. 

Sollte von dieſen Beiträgen bis zur Ernte irgend etwas 


rückſtändig geblieben ſein, ſo wird der Reſtbetrag durch das 
Zurückbehalten eines verhältnißmäßigen Theiles der geernteten 
Kartoffeln gedeckt. 

§. 162. Nach Eingang der Liſten bei der Armen-Direktion 
werden die Kommiſſionen unter Zuſendung von Legitimations⸗ 
karten benachrichtigt, wer Kartoffelland erhalten kann. 

Den Betheiligten iſt dann ſogleich bei Aushändigung der 
Karten bekannt zu machen, wo und wann ſie ſich zur Verloo— 
ſung des Landes einzufinden haben und daß ſie dazu nicht 
Kinder oder Fremde ſchicken dürfen, weil ſie die Bedingungen 
an Ort und Stelle unterſchreiben müſſen. 

8.163. In Fällen, wo ein Bittgeſuch auf Krankheit ge⸗ 
ſtützt wird, iſt, ehe die Vermögens-Umſtände unterſucht werden, 
ein ärztliches Gutachten einzuholen. 

Der Hilfeſuchende iſt aber mit der Supplik ſelbſt nicht an 
den Armenarzt zu weiſen, ſondern dieſe wird dem Letzteren 
durch den Stadtſergeanten verſiegelt zugeſchickt, und Erſterem 
blos angedeutet, daß ihm, wenn der Arzt ſich von dem wirkli— 
chen Vorhandenſein der angeblichen Krankheit oder des Gebre— 
chens überzeugt haben wird, unentgeltliche Hilfe geleiſtet wer: 
den ſoll, weshalb er ſich am folgenden Tage zur beſtimmten 
Sprechſtunde bei demſelben zu melden habe. 

§. 164. Kranke und dürftige Familienväter oder Wittwen 
aus der arbeitenden Klaſſe, die ſich vom Tagelohne nähren, 
ſowie auch arme Fabrikanten, z. B. Weber, die keinen eigenen 
Laden haben, können von den Armen-Kommiſſionen zur Unter⸗ 
ſtützung aus dem Zeihe'ſchen Fonds der Armen-Direktion 
empfohlen werden. Die Unterſtützung für jeden Kranken be: 
trägt täglich 1 Mark. 

Wird hierdurch bei einer mäßigen Anzahl ſolcher Kranken 
die Einnahme des Fonds noch nicht erſchöpft, ſo ſollen noch 
50 Pf. täglich für die Kinder derſelben zugelegt werden. 

Diejenigen, welche durch Faulheit, Trunk ꝛc. ſich ſelbſt in 
Dürftigkeit geſtürzt haben, ſind von dieſer Unterſtützung ganz 
ausgeſchloſſen. 

Genehmigt die Armen⸗Direktion den auf eine beſtimmte 
Zahl von Tagen geſtellten Antrag, ſo iſt der betreffende Geld⸗ 
betrag vorſchußweiſe aus dem eiſernen Beſtande der Kommiſ— 
ſion zu zahlen und die ſpeziell darüber lautende Quittung des 
Empfängers, getrennt vom Monatsberichte, einzureichen, wo— 


rauf dann ſofort die Erſtattung aus dem Zeihe'ſchen Fonds 


angewieſen wird. 

§. 165. Entlaſſene Strafgefangene, die der Verein zur 
Beſſerung von Strafgefangenen in Fürſorge genommen, ſind 
mit ihren Familien bei Krankheit oder anderer Behinderung 
gleich den übrigen Armen zu behandeln. 

Doch hat ſich die Kommiſſion mit dem Vereine möglichſt 
in Verbindung zu ſetzen und ſich zu bemühen, nach Kräften 
auf die moraliſche Beſſerung ſolcher Unglücklichen hinzuwirken 
und namentlich für reelle Beſchäftigung derſelben zu ſorgen. 

8.166. Die von den Kommiſſionen im Laufe des Mo⸗ 
nats verabreichten extraordinairen Unterſtützungen — mit Aus: 


ſchluß der den Almoſen-Empfängern oder auf Pflegekinder be— 


willigten — werden in einer beſonderen Nachweiſung (Formu⸗ 
lar 16) zuſammengeſtellt, welche nebſt den Beſchlüſſen und den 
Quittungen der Empfänger, der Armen-Direktion mit dem Mo⸗ 
natsberichte zur Prüfung einzureichen. 

Der Betrag wird alsdann ſummariſch zur Erſtattung an 
gewieſen. 

Bei erfolgter Bewilligung von Natural-Unterſtützungen muß 
die Anweiſung eine nähere Bezeichnung der verabfolgten Ge— 
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genſtände als: Lebensmittel, Holz, Kleidung dc. enthalten, und 
außer der Quittung des Lieferanten über geleiſtete Zahlung des 
Betrages auch die Quittung des Empfängers erfordert werden. 

8.167. Wenn hingegen die Armen» Direktion extraordi⸗ 
naire Unterſtützungen einzeln anweiſt, ſo werden den Kom⸗ 
miſſionen die Verfügungen im Originale zur Kenntnißnahme 
vorgelegt, um den Betrag gegen Quittung nach Formular 18 
zu erheben, denſelben auszuzahlen, darüber den Empfänger nach 
Formular 19 quittiren zu laſſen und die Vorlage nebſt der 
beſcheinigten Quittung der Armen-Direktion bald zu remittiren. 

Die Auszahlung dieſer Unterſtützungen muß von den Ar⸗ 
men⸗Kommiſſionen ungeſäumt geſchehen, nachdem die Abhebung 
bei der Kaſſe ſtattgefunden hat, da ſonſt der Zweck — die zu Un⸗ 
terſtützenden im Nahrungsſtande zu erhalten und gegen gänzliche 
Verarmung zu ſchützen — vollſtändig verfehlt werden würde. 

§. 168. Die Berechnung der Extra⸗Unterſtützungen an Al⸗ 
mofen- und Pflegegeld-Empfänger erfolgt in den Monats -Li- 
quidationen. 

Alle Extra-Unterſtützungen, beſonders die Kranken⸗Unter⸗ 
ſtützungen, welche auf unbeſtimmte Zeit und länger als einen 
Monat bewilligt werden, ſind in den Liquidationen der Almo⸗ 
ſen⸗ und Pflegegeld⸗Empfänger aufzuführen und es iſt die Dauer 
der Zeit, für welche ſie gereicht werden ſollen, zu bemerken. f 

Die betreffenden Verhandlungen bekommen ebenfalls die 
fortlaufende Nummer der Verhörbogen und werden erſt dann 
zur Regiſtratur der Armen⸗Direktion abgeliefert, wenn die Un⸗ 
terſtützung aufhört. N 

Die Empfänger ſolcher Unterſtützungen erhalten nicht den 
gewöhnlichen Almoſenſchein, ſondern einen Unterſtützungsſchein 
auf grünem Papier — Formular 15b —, und ſind auch der 
Steuer⸗Deputation, welche ſich alljährlich von den Armen⸗Kom⸗ 
miſſionen die in ihrem Bereiche wohnhaften laufend unterſtütz⸗ 
ten Perſonen im Steuer-Intereſſe namhaft machen läßt, nicht 
als Almoſen-Empfänger, ſondern als Empfänger fortlaufender 
Kranken⸗Unterſtützungen zu bezeichnen. 

§. 169. Die von Kommiſſions⸗Mitgliedern etwa vorſchuß⸗ 
weiſe verabreichten Unterſtützungen aller Art ſind zu rechter 
Zeit zur Erſtattung zu liquidiren. 

Einzelnes, was hierbei vergeſſen oder erſt nach Monaten 
liquidirt werden möchte, kann nachträglich nicht mehr angewie⸗ 
ſen werden. 

d) Verleihung von Nachtlagerſtücken. 

$. 170. Armen Leuten, welche nicht in Schlafſtelle liegen, 
kann zuweilen durch Verabreichung von Bettſtücken und Bettwäſche 
nachhaltiger geholfen werden, als durch baare Unterſtützungen. 

Jedoch find Anträge wegen Betten Seitens der Armen⸗ 
Kommiſſionen auf das Unerläßlichſte zu beſchränken, weil an 
dergleichen in den Armen-Nachläſſen — aus denen fie verab- 
reicht werden — nur eine geringe Auswahl iſt. 

In der Regel werden Betten nur für alte und kranke Leute, 
dagegen für Familien mit vielen Kindern nur wollene Decken 
und Strohſäcke zu beantragen ſein. 

8. 171. Die einem Armen auf Antrag der Kommiſſion 
Seitens der Armen⸗Direktion verabreichten Gegenſtände werden 
niemals Eigenthum deſſelben; vielmehr iſt mit ihm nach For⸗ 
mular 20 eine Verhandlung aufzunehmen, in welcher er be⸗ 
kennt, daß er die Sachen nur geliehen bekommen und ſich al⸗ 
ler Dispoſition darüber bei Strafe des Betruges zu enthalten 
habe, und daß der Direktion jederzeit das Recht zuſtehe, die 
geliehenen Gegenſtände wieder zurückzunehmen. 

Dieſe von den Kommiſſionen aufzunehmende Leih-Verhand⸗ 


lung iſt der Armen-Direktion einzureichen, um die Sachen in: 
ventariſiren zu laſſen. 

Haben Almoſen- oder Pflegegeld-Empfänger ſolche Sachen 
erhalten, ſo wird die Verhandlung zu deren Akten an die Kom⸗ 
miſſion zurückgegeben. 

Die Leih⸗Verhandlung ift dann nicht in chronologiſcher 
Reihenfolge in die Akten, ſondern unmittelbar hinter die Erb⸗ 
entſagungs-Verhandlung zu heſten. 

Von Letzterer iſt auf dem betreffenden Aktendeckel das Er- 
forderliche zu vermerken und genau zu überwachen, daß die Ei: 
fekten weder verkauft noch verſetzt, ſondern wirklich zu dem be⸗ 
ſtimmten Zwecke benutzt werden. 

Gehört der Empfänger nicht zu der ebengedachten Kate: 
gorie, jo wird die Leih⸗-Verhandlung zu den Akten der Armen⸗ 
Direktion genommen und von dieſer das Erforderliche wegen 
jährlicher Reviſion der Sachen verfügt. 

§. 172. Um noch weiter zu verhüten, daß von den Em- 
pfängern ſelbſt dergleichen Sachen veräußert oder dieſelben ihnen 
abgepfändet werden, find fie vor der Uebergabe von den Ar: 
men⸗Kommiſſionen mit dem dazu beſtimmten Stempel zu 
verſehen. 

$. 173. Deſſenungeachtet iſt leider die Erfahrung gemacht 
worden, daß in einzelnen Fällen die Empfänger ſolche Effekten 
verkauft oder verpfändet haben oder mit denſelben in anderer 
Weiſe gewiſſenlos umgegangen ſind. Um den Weiterungen zu 
begegnen, welche bei dem Verſuche zur Wiederherbeiſchaffung 
dieſer Gegenſtände eintreten müſſen, wenn der Werth derſelben 
nicht vor deren Ausleihen feſtgeſtellt, iſt die Adminiſtration des 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Hospitals — von der die Verabfolgung der 
Effekten auf Verfügung der Armen⸗Direktion bewirkt wird — 
angewieſen worden, die Sachen bei Uebergabe an die Empfangs⸗ 
berechtigten zu taxiren, dieſe Taxe mit in die Quittung des 
Empfängers aufzunehmen, und ſofort der betreffenden Armen⸗ 
Kommiſſion von der erfolgten Aushändigung, ſowie der aufge⸗ 
nommenen Taxe der einzelnen Stücke Mittheilung zu machen. 

Die Armen-Kommiſſionen haben dieſe Taxe in die von 
ihnen aufzunehmende Leihverhandlung mit einzutragen, in al: 
len Fällen aber, wo ihnen dieſe Taxe Seitens der gedachten Ad⸗ 
miniſtration nicht alsbald mitgetheilt wird, ſolche bei derſelben zu 
urgiren und event. Anzeige bei der Armen⸗Direktionzu machen. 

$. 174. Diejenigen Effekten, welche nicht innerhalb 4 Wo⸗ 
chen vom Tage der Einhändigung der Anweiſung an die be⸗ 
treffende Armen⸗Kommiſſion abgeholt worden ſind, ſtellt die 


Adminiſtration des Friedrich-Wilhelms-Hospitals ohne Weite⸗ 


res wieder zur Dispoſition der Armen⸗Direktion. 

Hiernach ſind ſomit alle Anweiſungen auf Ausleihung von 
Effekten, wenn dieſe in dem gedachten Zeitraume nicht abge- 
holt worden ſind, ungiltig und kann nur auf einen erneuer⸗ 
ten Antrag der Kommiſſion eine anderweite Bewilligung ver— 
fügt werden. 

e) Bewilligung freier ärztlicher Hilfe und Arznei. 

§. 175. Die Armen⸗Krankenpflege der Stadt Berlin iſt 
derartig organiſirt, daß eine beſtimmte Zahl von Armen-Me- 
dizinal⸗Bezirken (zur Zeit 50) geographiſch abgegrenzt iſt, deren 
je einer mit der Verpflichtung, in demſelben zu wohnen, einem 
Armenarzte anvertraut iſt. 

Wo nicht noch beſondere Armenwundärzte von früher her 
in Funktion find (neu werden ſolche nicht mehr angeftellt), ha- 
ben die Armenärzte ſich auch den chirurgiſchen Hilfsleiſtungen 
unter Aſſiſtenz dazu beſonders deſignirter Heilgehilfen oder He⸗ 
beammen zu unterziehen. 
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Die Inſtruktion für die Armenärzte Berlins vom 20. Ja⸗ 
nuar 1869 können die Armen-Kommiſſions⸗Vorſteher aus dem 
General⸗Bureau der Armen⸗Direktion entnehmen. 

8. 176. Für Augen⸗, Ohren-, Frauen⸗Krankheiten und für 
Orthopädie find von der Armen-Direktion Spezial- Aerzte er⸗ 
wählt, denen die betreffenden Kranken direkt zugewieſen wer⸗ 
den können. 

Auch ſind die Armenärzte berechtigt, geeignete Fälle dort⸗ 
hin zu überweiſen, wenn ſich auch die Armenkranken zunächſt 
ihres ärztlichen Beiſtandes bedient haben ſollten. 

§. 177. Jeder Armenarzt iſt verpflichtet, den Armenkran⸗ 
ken und Waiſenhaus⸗Pfleglingen, welche ihm von den Armen⸗ 
Kommiſſionen reſp. den Waiſen-Aemtern ſeines Medizinal-Be⸗ 
zirks überwieſen werden, unentgeltlich ärztliche Hilfe zu leiſten, 
und zwar: 

a) in ſeiner Wohnung, täglich zu einer von ihm beſtimm⸗ 
ten und von der Armen-⸗Direktion genehmigten Sprech: 
ſtunde denjenigen Kranken, welche ihre Wohnung ver⸗ 
laſſen können, 

b) in der Wohnung des Patienten, 
der Krankheit erfordert. 

Die Anmeldungen der Armenkranken geſchehen während 
der Sprechſtunden; jedoch iſt der Armenarzt verpflichtet, Per⸗ 
ſonen, welche nach der Sprechſtunde mit dem vorſchriftsmäßi⸗ 
gen Krankenſcheine ſich melden, in dringenden Fällen anzuneh⸗ 
men und zu beſuchen. 

Der 3 hat diejenigen Kranken, welche ſich nicht 
ohne Nachtheil in ſeiner Wohnung Rath holen können, jeden⸗ 
falls innerhalb ſechs Stunden nach der in der Sprechſtunde 
geſchehenen vorſchriftsmäßigen Anmeldung zu beſuchen. 

§. 178. Unentgeltliche ärztliche Hilfe nebſt freier Medizin, 
Kur ꝛc. wird den aus ſtädtiſchen Fonds laufend unterſtützten 
Perſonen und außerdem denjenigen, die weder ſelbſt noch durch 
ihre verpflichteten Anverwandten im Stande ſind, Beides zu be⸗ 
zahlen, gewährt. 

Die Anträge auf Bewilligung freier Kur ꝛc. für die Per⸗ 
ſonen der letztgedachten Kategorie unterliegen der Beurtheilung 
der Armen⸗Kommiſſionen, welche mit ihnen einen Verhörbogen 
nach Formular 48 aufzunehmen haben. 

Bei wiederholten Anträgen derſelben Perſonen bedarf es 
deſſen nicht mehr. 


ſo oft es die Natur 


(Fortſetzung folgt.) 


Prinzenſtraße 56. 


weſeus. Kommiſſariſche Lokalſchulinſpektoren. Perſonalien. 
Abg. Dr. Techow); Aus Vorpommern (Ein Stimmungsbild. Präparanden⸗ 
bildung. Vereius⸗Augelegenheiten); Breslau (Polizeiliche Anmeldung amtlicher 
Lehrerkonferenzen)); Aus dem Ngbz. Merſeburg (Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe. 
Berichtigung): Aus Schleswig⸗ en (Kreisſchulinſpektoren); Uſingen (Vom 
Seminar); Gera (Realſchuldirektor Lorey). Berlin er⸗ Nachrichten. Ver⸗ 
miſchtes: Köln. Berlin. Aurich. Todtenſchau. Vakante Lehrer⸗ 
ſtellen. Anzeigen. Die Beilage (Organ des Vereins deutſcher Lehre⸗ 
rinnen und Erzieherinnen) enthält: Bericht über die ordentliche Verſammlung 
des Vereins deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen am 6. November 1877, 
Abends 6 Uhr. Bericht über die außerordentliche Generalverſammlung des 
Vereins Deutſcher Lehrerinnen und Erzieheriunen am 6. November 1877, 
Abends 7 Uhr. Dr. Rauch's Vorträge über Methodik des deutſchen Sprach⸗ 
unterrichts. Styl und Mode, eine Skizze von W. Chodowiecki. — 


Unterrichtsgeſetz. 


In einigen Tagen erſcheint unſer neuer Katalog, enthaltend nament⸗ 
lich Geſchenkwerke aus allen Literaturzweigen und Jugendſchriften 


zu bedeutend ermäßigten Preiſen, ferner wiſenſchaft⸗ 
liche Beſchäftigungsmittel, als: Laterna magica, Nebelbilder⸗ 
Apparate, Elektriſirmaſchinen und andere phyſikaliſche Unterhaltungen, 


Mikroſkope zu den verſchiedenſten Preiſen nebſt Präparaten, 


Präzparirbeſtecken, Aufbewahrungskäſtchen ꝛc. 


Wir verſenden den Katalog auf Verlangen gratis und franko. 
Das neu erfundene Telephon (Fernſprecher), wie ſolches 


bei der Reichspoſt bereits in Anwendung iſt, liefern wir, elegant und 
ſolide gearbeitet, mit 25 Metern Leitungsdraht, für 12 Mark Trafo 
gegen Einſendung des Betrages. 145] 


Berlin $, Tuiſenſtädtiſche Zuchhandlung 


. Klönne & G. Müller). 


ee Bopp’s 
Wandtafeln für Naturlehre, 


groß in Farben 191 2. ir 
8 8 Wandtafeln 15 Wärme mit Text: 
echs Wandtafeln für Mechanik mit Bert. 
Neun Wandtafeln für landwirtbichaftliche Ng 10 M. 
Flachmodell des Schreib⸗Telegraphen mit Text: 


ſind im Selbſtverlage des Herausgebers erſchienen u direkt aus 


demſelben zu beziehen unter der 
Adreſſe: ©. Bopp, Profeſſor in Stuttgart. 


Verlag von Gebr. Henninger in Heilbronn. 


La Fontaine's Fabeln. 


Mit Einleitung und deutschem Commentar 
von 
Professor Dr. Adolf Laun. 
Erster Theil: 
Die sechs Bücher der ersten Sammlung von 1668. 

Zweiter Theil: 

Die fünf Bücher der zweiten Sammlung von 1678—1679 mit 

dem zwölften Buch von 1694. 


| 
| Preis zsehefiet a M. 4,50. 147 
Die „Deutſche Schulzeitung“, [= 
Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von | 
Fr. Eduard Keller, 
enthült in Nr. 49: Amtliches. Leitartikel: Was kaun von Seiten e 
der evangeliſchen Volksſchule zur Förderung chriſtlicher Sonntagsſitte an de | als ein vortreffliches populär- 
Die 5. Generalverſammlung des anhaltiſchen Lehrervereins. Zu dem Rech⸗ | e MORE 5 
nen mit entgegengefegten Zahlen. Die Etatsberathung im preußiſchen Ab- | werden. — Preis 1 Mark = 65 kr., 2 d 
geordnetenhauſe. Korrespondenzen: Berlin (Entwickelung des Seminar- | —:: [148 


Ohne Medieamente: u 
Rheumatismus, Lähmungen 


Werben we 
Auf gef. 


Aber ſelbſt veralteter Gelenkrheumatismus, viele Krampfzuſtände, alle nerpöſen Uebel, als Neuralgie, Mi 
fragen ertheilt Auskunft und liefert Beweiſe gratis und franco: 


räne, Su x. 
II. Drews, Berlin 8., Louiſen⸗ Ufer 27. 


Neu! 


Telephon. Neu! 


Gratis und franco verſchicke ich, auch in mehreren Exemplaren, meinen 


Illuſtrirten Weihnachts⸗Anzeiger E 


über optiſche Inſtrumente (Schul⸗Mikroskope à 2 und 4 Mark) und phyſikaliſche Apparate. 
Der Anzeiger enthält redactionelle Empfehlungen vieler pädagogiſcher Zeitſchriften. II. Drews, Berlin 8 


„ Louiſen⸗Ufer 27. 150] 


Für die Redaktion verantwortlich: Fr. Eduard Keller in Berlin 80., Michaelkirchplatz 7. — Kommiſſ.⸗Verl. v. Robert Oppenheim in Berlin W. Karlsbad 6. 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


